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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und 
Angehörigen anderer Staaten 

— Drucksache V/3246 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


Der Gesetzentwurf — Drucksache V/3246 — 

wurde vom Deutschen Bundestag in der 191. Sit- 
zung vom 23. Oktober 1968 an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen federführend und 
dem Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik mitberatend überwiesen. In seiner Stel- 
lungnahme vom 14. November 1968 hat der Wissen- 
schaftsausschuß auf seine Mitberatung verzichtet. 

Durch die Annahme des Gesetzes zur Ratifikation 
des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Bei- 
legung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staa- 
ten und Angehörigen anderer Staaten erhalten deut- 
sche Investoren unter den Voraussetzungen des 
Vertrages die Möglichkeit, sich bei Rechtsstreitig- 
keiten an ein internationales Zentrum zur Durchfüh- 
rung von Vergleichs- oder Schiedsverfahren zu wen- 
den. 

Der Ausschuß sieht in der Festlegung von Ver- 
fahrensregeln für internationale Vergleichs- und 
Schiedsverfahren einen ersten Schritt zur Förderung 
des privaten Kapitalexports insbesondere in die 
Entwicklungsländer. Er hofft jedoch, daß — wenn 
gewisse praktische Erfahrungen vorliegen * — auch 


international geltende materielle Rechtsgrundsätze 
zum Schutz von privaten Investoren entwickelt wer- 
den können. 

Das vorliegende Abkommen wird nur Anwen- 
dung finden können für solche Investitionen, die 
nach Ratifikation des Abkommens erfolgen. Voraus- 
setzung für die Inanspruchnahme des Zentrums ist 
es, daß die Rechtsstreitigkeiten unmittelbar mit In- 
vestitionen Zusammenhängen, und daß die Vertrags- 
parteien, d. h. der private Investor einerseits und 
der Vertragsstaat andererseits eine schriftliche Ein- 
verständniserklärung abgegeben haben. Diese Er- 
klärung ist unwiderruflich. Für das Schiedsverfahren 
ist sichergestellt, daß auch die in den zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und ausländischen 
Staaten geschlossenen Investitionsförderungsverträ- 
gen enthaltenen Bestimmungen über den Schutz von 
privaten Kapitalanlagen Anwendung finden. 

Der Ausschuß hat die Stellungnahme des Bundes- 
rates und die hierzu ergangenen Gegenäußerungen 
der Bundesregierung berücksichtigt und empfiehlt 
den Gesetzentwurf in der aus der Zusammenstel- 
lung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 6. November 1968 


Lenders 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3246 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 6. November 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Lenders 

Berichterstatter 
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Drucksache V/3457 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und 
Angehörigen anderer Staaten 

— Drucksache V/3246 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(15. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen 
Staaten und Angehörigen anderer Staaten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Washington am 27. Januar 1966 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Über- 
einkommen vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und An- 
gehörigen anderer Staaten wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 


(1) Auf das Verfahren über den Antrag, die Zu- 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung aus einem 
Schiedsspruch (Artikel 53 des Übereinkommens) 
festzustellen, ist § 1044 Abs. 1 ZPO entsprechend an- 
zuwenden. Sachlich ausschließlich zuständig ist das 
Landgericht. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen 
Staaten und Angehörigen anderer Staaten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

(01) Die auf Grund des Übereinkommens ergan- 
genen Schiedsprüche (Artikel 53 Abs. 2 des Über- 
einkommens) sind vollstreckbar, wenn die Zulässig- 
keit der Zwangsvollstreckung aus dem Schiedsspruch 
gerichtlich festgestellt worden ist. Hat ein Verfah- 
ren nach Artikel 50 des Übereinkommens stattgefun- 
den, so ist festzustellen, daß die Zwangsvollstrek- 
kung aus dem Schiedsspruch in Verbindung mit der 
Entscheidung über die Auslegung des Schieds- 
spruches zulässig ist. 

(1) Auf das Verfahren über den Antrag, die Zu- 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung festzustellen, 

sind die Vorschriften über das Verfahren bei der 
Vollstreckbarerklärung inländischer Schiedssprüche 
entsprechend anzuwenden. § 1039 der Zivilprozeß- 
ordnung ist nicht anzuwenden. Sachlich ausschließ- 
lich zuständig ist das Landgericht. 
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Entwurf 

(2) Örtlich zuständig ist ausschließlich das Ge- 
richt, bei dem der Schuldner seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat, und beim Fehlen eines solchen 
das Gericht, in dessen Beizrk sich Vermögen des 
Schuldners befindet oder die Zwangsvollstreckung 
durchgeführt werden soll. 

(3) Der Antrag, die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung festzustellen, kann nur abgelehnt werden, 
wenn der Schiedsspruch in dem Verfahren nach Arti- 
kel 52 des Übereinkommens aufgehoben worden ist. 


Artikel 3 

Wird die Zwangsvollstreckung des Schiedsspruches 
ausgesetzt (Artikel 50 Abs. 2 Satz 3, Artikel 51 
Abs. 4, Artikel 52 Abs. 5 des Übereinkommens), so 
ist auf Antrag des Schuldners das Verfahren, in dem 
die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung festgestellt 
wird, auszusetzen oder die Zwangsvollstreckung 
einstweilen einzustellen. Endet die Aussetzung der 
Vollstreckung des Schiedsspruches, so wird das Ver- 
fahren, in dem die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung festgestellt wird, auf Antrag fortgesetzt; 
das Vollstreckungsgericht entscheidet auf Antrag 
des Gläubigers über die Fortsetzung des Zwangs- 
vollstreckungsverfahrens. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 68 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 15. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Der Antrag, die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung festzustellen, kann nur abgelehnt wer- 
den, wenn der Schiedsspruch in einem Verfahren 
nach Artikel 51 oder Artikel 52 des Übereinkom- 
mens aufgehoben worden ist. 

(4) An die Stelle der Aufhebung des Schiedsspru- 
ches tritt die Feststellung, daß er im Inland nicht 
anzuerkennen ist. 

(5) Wird der Schiedsspruch aufgehoben, nachdem 
die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung festge- 
stellt worden ist, so gilt § 1044 Abs. 4 ZPO ent- 
sprechend. 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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